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Armen-Arbeitshäufer. 


(Schluß.) 


Seyffardt Krefeld): Meine Herren, als ich mir erlaubte, mein 
Amendement zu ſtellen, war ich mir wohl bewußt, daß es mir ſehr 
ſchwer fallen würde, den ausgezeichneten Ausführungen der beiden 
Herren Referenten irgend etwas hinzuzufuͤgen; ich habe mich daher 
darauf beſchränkt, nur eine Einſchränkung der von ihnen etwas gar 
zu allgemein aufgefaßten und dargeſtellten Zweckmäßigkeit der Armen⸗ 
häuſer in Form eines Amendements vorzuſchlagen. Es ſind zwei 
Geſichtspunkte, von welchen man die Frage, ob Armen-Arbeitshäuſer 
zweckmäßig ſind oder nicht, behandeln kann. Der eine Geſichtspunkt 
iſt der, es den Gemeinden, die unter einer ſteigenden Armenlaſt 
ſeufzen, zu ermöglichen, ſich gegen eine ganze Reihe von Fällen zu | 
wehren, gegen die fie ohne Armenhaus wehrlos ſcheinen. Fälle von 
mangelnder Arbeitsluſt, von allerlei Laſtern, namentlich Trunkſucht, 
ſpielen da eine Hauptrolle und es iſt nicht zu läugnen, daß nach 
der Richtung Armen-Arbeitshäuſer ſehr viel leiſten können. Anders 
liegt die Frage, wenn wir den moraliſchen Einfluß der Armen-Ar⸗ 
beitshäuſer auf die Inſaſſen ins Auge faſſen. Allerdings kommen 
uns in dieſer Beziehung die allerguͤnſtigſten Urtheile zu. Der Herr 
Referent hat ja aus ſeiner perſönlichen Erfahrung ein ſehr günſtiges 
Urtheil über ſeinen Erfolg gegeben. Ich weiß aus verſchiedenen Er⸗ 
ſcheinungen in der Literatur — ich errinnere nur an einige Bitzer' 
ſche Schriften — daß in den Gegenden, wo Armen-Arbeitshäuſer 


gegründet wurden, ſeit Beginn der Sechziger Jahre eine Reihe von 
Fallen conſtatirt iſt, wo die Inſaſſen der Arbeitshäuſer nachher bei 
dem Rücktritt ins Leben ſich als fähig erwieſen haben, in wirth— 
ſchaftlicher Beziehung auf eigenen Beinen zu ſtehen. Dieſe Erfahrun⸗ 
gen ſind erſt von ſehr kurzer Dauer und ich muß ihnen gegenüber 
die aus engliſchen Arbeitshäuſern nach einer anderen Richtung be⸗ 
tonen, wie der Herr Referent. Der Herr Referent hat Zahlen ge— 
geben, die höchſt intereſſant ſind, aber die Materie nicht erſchöpfen. 
In England — und ich kenne es durch vieljährigen Aufenthalt 
ziemlich genau — hat man dieſer Sache Beachtung geſchenkt, und 
iſt man dort davon zurückgekommen, in den Armen-Arbeitshäuſern 


etwas Anderes zu ſehen, als einen Probierſtein der Unterſtützungs⸗ 


Berechtigung, als ein test of poverty, ein Mittel, um zu erkennen, 
ob eine gewiſſe vorgeſchrittene Armuth vorhanden iſt. In weiten 
Kreiſen iſt man geneigt, die Armen-⸗Arbeitshäuſer in Eine Linie zu 


ſtellen mit einem wohladminiſtrirten Gefängniß. Meine Herren! Es 


könnte ſo ſcheinen, als wenn ein Widerſpruch zu Tage trete zwiſchen 


dieſen deutſchen Erfahrungen und den engliſchen; aber es iſt dieſer 


Widerſpruch nur ein ſcheinbarer. 
Die Sache ſteht in England in einem ganz anderen Stadium, 


wie bei uns. Dort kennt man ſchon ſeit einem Menſchenalter die 
— Arbeitshäuſer und kennt nicht nur ihre Vorzüge, ſondern auch ihre 
| Mängel genau. Das Stadium der Frage aber, wie fie heute in 


Danzig und anderen deutſchen Gegenden ſteht, gehört noch nicht der 
Zeitgeſchichte an. In England hat man an einer ganzen Reihe von 
einzelnen Fällen, welche in engeren oder weiteren Kreiſen und in der 
Preſſe behandelt worden ſind, erkannt, welche ſchwere Härte darin 
liegt, daß man einer Anzahl Menſchen, welche noch nicht ſo tief ge— 
ſunken find, die moraliſche Unmöglichkeit aufzwingt, ſich je wieder zu er- 
heben. So faſſe ich die Sache auf. — In den Arbeitshäuſern in 
England ſtellt es ſich heraus, daß faſt weitaus die Mehrzahl derje— 


nigen, welche in die Arbeitshäuſer einmal aufgenommen find, der— 


ſelben nicht mehr entrathen können. Es wird da der moraliſche Theil 
des Menſchen weniger in Betracht gezogen, als die momentane Be— 
dürftigkeit. Wenn aber die Sachen ſo liegen und ich deutſche und 


engliſche Erfahrungen combinire, fo möchte ich glauben, daß aller- 


dings die Armen⸗Arbeitshäuſer als ganz ausgezeichnete Palliativ⸗ 
mittel betrachtet werden dürfen, welche ſich in Fällen bewährt haben, 
wo manches andere Mittel bereits den Dienſt verſagt hat, daß aber 
zu der außerordentlich wichtigen Frage, wie dem Nothſtande, daß 
jährlich eine ganze Zahl von Menſchen ſtufenweiſe ſinkt und in Ver⸗ 
kommenheit geräth, abzuhelfen iſt, das Armen⸗Arbeitshaus wenig oder 


gar nichts beiträgt. Iſt das richtig, dann liegt die Frage nahe, ob 


wir uns noch länger darauf beſchränken dürfen, erkannte Krankheiten, 


die epidemiſch wirken, nur an der Oberfläche zu curiren und uns 


damit begnügen, ſie für das Geſammtwohl möglichſt unſchädlich zu 
machen. Es iſt fraglich, ob wir nicht dann doch einen andern Aus- 
gangspunkt für die Betrachtung der Frage wählen wollen, als der⸗ 
jenige iſt, von dem bei aller Umſicht ſelbſt unſere beiden Herren Re⸗ 


ferenten ausgegangen find. Iſt die Frage fo geftellt, dann will ich 


ſie bejahen. Ja! Ich bin ſogar der Auſicht, wir dürfen nicht länger 
mehr nur mit Palliativmitteln arbeiten, ſondern müſſen eine Aufbeſſe⸗ 


rung der wirthſchaftlichen, wie auch der ſittlichen Lage erzielen und 


den niederſten Volksſchichten eine ernſtere Aufmerkſamkeit ſchenken, 


als dies bisher häufig der Fall war. Das wird Mancher für Uto 
pien halten und entgegnen: Armuth wird es ſtets geben und es iſt 


gegen ſie, als einen Ausfluß ganz natürlicher, täglich auf's Neue 
eintretender Erſcheinungen, im wirthſchaftlichen Leben nichts zu machen. 


Soweit bin ich einverſtanden. Es iſt aber auch richtig, daß dieſe 


auf natürliche Weiſe entſprungene Armuth fortzeugend, wie ſchleichen— 
des Gift, von Generation zu Generation neue Armuth erzeugt und 
Entſittlichung hervorruft. Iſt es nicht umgekehrt viel richtiger, geſell— 
ſchaftliche Inſtitutionen als Correctiv zu ſchaffen, damit das Uebel 
nicht in einem größeren Maße um ſich greift? Eine Frage, die einer 
hohen Beachtung würdig wäre. Meine Herren, ich weiß, daß dieſe 
Frage von Tauſenden außer mir in Deutſchland in der Weiſe be— 
antwortet wurde, daß wir uns nicht bloß mit Palliativmitteln be— 


gnügen dürfen, ſondern ernſtlich dafür Sorge zu tragen haben, daß 


die Armenpflege, die ſich der allerunglücklichſten unſerer Mitmenſchen 


annimmt, einen anderen Charakter als den einer bloßen Repreſſiv-⸗ 


Maßregel gewinne. Die Armenpflege wird alsdann in einer ganz 
anderen Weiſe wirkſam fein muſſen, als fie uns vom Herrn Refe⸗ 
renten geſchildert worden iſt. Ich befürworte — entgegen der An— 


ſchauung des Herrn Referenten, welcher ſagte, es komme auf das 


Syſtem nicht an, ſondern darauf, wie man es handhabt — gerade 
ein ganz beſonderes Syſtem, das Syſtem der Elberfelder Armen— 
pflege, auf welches auch der Herr Referent eingegangen iſt und wor— 
über ſich ſachkundige Berichte in den mehrfach angeführten verdienft- 
vollen Emminghaus'ſcheu Sammelwerken aus der Feder des Dr. Lam— 


feld, die nach dieſem Muſter eingerichtet iſt, halte ich mich verpflich- 
tet, für unſere Beſtrebungen und Erfolge einzutreten. Es handelt ſich 
um die Heranziehung möglichſt vieler Gemeinde-Eingeſeſſenen — ich 
ſelbſt bin Groß⸗Induſtrieller, beſchäftigte tauſende von Webeſtühlen 
— und ebenſowohl der Kleinbürger zur thätigen Armenpflege. Es 
handelt ſich ferner um Beſchränkung der Fälle auf 2— 4 für jeden 


einzelnen Armenpfleger und dann in der Praxis um ſcharfe Sich- 


tung, ſtreng verbunden mit humanem Eingehen auf die Anſchauungen 
und Bebürfniffe des Armen. Das find die Grundzüge, auf denen das 
Syſtem der Elberfelder Armenpflege baſirt. Wir haben nun in Kre— 
feld die Erfahrung gemacht, daß bald nach Einführung dieſes Sy- 
ſtems der Bettel vollſtändig verſchwunden iſt und unſer Publicum 


überzeugte ſich daß eine durchgreifende rationelle Armenpflege etablirt 


war. Niemand gab dem Bettler etwas und heute können Sie 
8 Tage lang durch unſere 60.000 Einwohner zählende Stadt ſpa— 
zieren gehen, ohne einem Bettler zu begegnen. 


Was die Armen⸗Arbeitshäuſer anbelangt, fo haben wir an— 


fänglich Alle geglaubt, ohne dieſelben nicht auskommen zu können; i 
Herrn Gneiſt einladen zum Beſuche von Armenhäuſern und dann 


jemehr ſich aber die Armenpflege individualiſirte, jemehr wir lernten, 
jeden einzelnen Fall in ſeinem eigenen Lichte unabhängig von der 
ö 0 ) hängig 


Schablone zu behandeln, deſto mehr erkannten wir, daß wir der 6 le 
wo die Familienbande gelöst ſind. 


tenden Befähigung unſerer Armenpflege die wirkliche Armuth von 


Armenhäuſer durchaus nicht mehr bedürfen. Wir haben mit der fortſchrei— 
der ſcheinbaren zu unterſcheiden gelernt. Wir können heute mit Si⸗ 


Frage ſich ſchließlich ſelbſt für alle diejenigen, die in der Armen 
pflege thätig ſind, zur Hebung ihrer eigenen Sittlichkeit dienlich er— 
weist. Es iſt nicht unwichtig, unſeren in der glücklichſten äußeren 
Lage befindlichen Mitbürgern eine Gelegenheit zu bieten, in die 
Höhlen der Armuth hinabzuſteigen und ſich nicht zu begnügen, an 
der Oberfläche unſerer öffentlichen Zuſtände zu bleiben (Bravo!) 
Ich reſumire mich darin, daß überall dort, wo die Armen— 
pflege eine mangelhafte iſt, die Armen-Arbeitshäuſer nicht zu ent 
behren ſind, daß aber da, wo auf der Baſis der Selbſtverwaltung 


Armenpflege anknüpfen kann, wie ſie dies bei uns thut, man der 
Armen⸗Arbeitshäuſer nicht bedürfe. Ich empfehle Ihnen mein Amen— 
dement zur Annahme. 

Die Discuſſion iſt geſchloſſen. Es erhaͤlt das Schlußwort der 


54 


Referent Stadtrath Rickert: Ich kann es mir nicht verſagen, 
obwohl die Zeit ſchon vorgerückt iſt, auf das einzugehen, was die 
letzten beiden Redner hier ausgeführt haben. Die Behauptung mag 
kühn erſcheinen, daß weder durch Herrn Profeſſor Gneiſt noch durch 
Herrn Seyffardt irgend etwas von dem, was ich, ſei es in der Re— 
ſolution, ſei es in meinen Ausführungen, geſagt habe, tangirt worden 
iſt. Profeſſor Gneiſt jagt: „Das Armenhaus iſt überall da nothwendig, 
wo die Armenpflege mangelhaft iſt“. In der Reſolution, die ich mir er— 
laubte Ihnen vorzuſchlagen, heißt es: „überall da, wo kein ſicheres Mittel 
vorhanden iſt, die Unterſtützungsbedürftigkeit feſtzuſtellen, und da, wo 
ſich eine dauernde Controle der Armen nicht ermöglichen läßt, wird 
es ſich empfehlen, erwachſene Perſonen den Armenhäuſern zu über— 
weiſen“. Ich begreife nicht, weßhalb ſich beide Herrn fo viel Mühe 
gegeben haben, etwas zu widerlegen, was wir nicht behauptet haben. 
Ich habe ſelbſt geſagt: in einem kleinen Diſtrict, wo der Gutsbeſitzer 
im Stande tft, feine Guts-Eingeſeſſenen zu beobachten und denſelben 
die für ihre wenn auch nur geringe Arbeitskraft geeignete Arbeit zu 
geben, brauchen wir kein Armenhaus; ferner: überall dort, wo es zu 
ermöglichen iſt, durch Communalkräfte die gewünſchte Controle ein— 
zuführen, — wo die Sicherheit gegeben iſt, daß wirklich nur Be— 
dürftige Unterſtützung erhalten, — brauchen wir ebenfalls kein Armen— 
haus. Ich erlaube mir aber hinzuzufügen, daß die meiſten Armen— 
verbände eine ſolche Garantie nicht haben. Was ſoll es nun beweiſen, 
wenn Herr Seyffardt ſagt: „da, wo die von uns gewünſchte Armen 
pflege iſt, brauchen wir keine Armenhäuſer“, wenn er dies ſagt in 
demſelben Augenblick, wo darauf hingewieſen wird, daß Elberfeld, 
die Wiege der neuen Aera der Armenpflege, der Armenhäuſer nicht 
entbehren kann und die Erfahrung zeigt, daß die geſchloſſene Armen— 
pflege dort wächſt! Noch vor zwei Monaten habe ich ſelbſt das 


| Armenhaus zu Elberfeld beſucht — es waren zur Zeit 104 Männer 
mers befinden. Als Vorſitzender der ſtädtiſchen Armenverwaltung in Kre— 


und 160 Frauen in demſelben — und es wurde mir von Männern, 
welche in der dortigen Armenverwaltung in hervorragender Weiſe 
thätig ſind, erklärt, daß das Armenhaus eine weſentliche Ergänzung 
der dortigen decentraliſirten Armenpflege iſt. Die Seite der Frage, 
welche ich mir in den Vordergrund zu ſtellen erlaubte, haben die 
Herren Vorredner gar nicht berührt: die Gefahr nämlich, öffentliche 
Gelder zu Gunſten Nichtbedürftiger zu verſchwenden, Gelder, zu 
welchen auch der Arbeiter, der eine Familie mit 5 oder 6 Kindern 
unter ſchwerer Anſtrengung ernähren muß, beiſteuert. Haben Sie eine 
Organiſation, die Ihnen Gewähr leiſtet, daß dies nicht der Fall, 
dann brauchen Sie das Armenhaus nicht. Wo man dieſe Sicherheit 
nicht hat, muß man Armenhäuſer haben. Herr Profeſſor Gneiſt hat 
angeführt, daß man mit dem Armenhauſe die Familienbande auflöfe. 
Nichts von dem wollen wir. Ich habe vielmehr geſagt, ich würde es 
in der Regel nicht empfehlen, ganze Familien, welche um Unter— 
ſtützung nachſuchen, ins Armenhaus zu ſchicken. Gerade weil wir die 
Wirkungen des Familienlebens ſehr hoch ſchätzen, ſind wir auch 
Gegner der Waiſenhäuſer. Herr Profeſſor Gneiſt hat ferner hinge— 
wieſen auf die tief deprimirte Stimmung im Armenhauſe. Ich möchte 


möchte ich ihn herumführen in den Wohnungen von Armen. Dann 
mag er vergleichen und fagen, wo die Stimmung deprimirter iſt und 


Die Zuſtände, von denen Herr Profeſſor Gneiſt ſpricht, welche 


die Arbeitshäuſer nothwendig machen, ſind eben vorhanden. Meine 
cherheit ſagen, daß eine ſo in's Einzelne gehende Behandlung der 0 ö f 


Herren! Ueberſchätzen ſie nicht die Neigung im Publicum, ſich mit 
der prakliſchen Armenpflege zu beſchäfligen. Ich kann wohl ſagen, 
daß ich nicht zurückgeſchreckt bin vor der Arkeit, die damit verbunden 
iſt; aber ich muß doch geſtehen, daß es mich, obwohl mich das 
lebhafteſte Intereſſe für die Sache leitet, noch jetzt große Ueberwin⸗ 
dung koſtet, viel mit den Armen zu verkehren. Die Verhältniſſe liegen 
nicht überall gleich. Die Armenpfleger in Elberfeld haben es leichter 
als z. B. diejenigen in den Seeſtädten. Von den ſchlechten Wohnun- 
gen in den dortigen Armenvierteln und dem Zuſtande der dortigen 


N Armen hat man in Elberfeld keine Vorſtellung. Hier haben die 
es möglich iſt, daß eine Armenpflege in dem Sinne, wie ſpeciell einer 
der Herren Vorredner ausgeführt, ſich an die officielle obligatoriſche 


Armenpfleger nur 3 bis 4 Treppen zu überwinden, die meiſten 
Wohnungen der Armen ſind freundlich und mehr oder weniger 
reinlich. So iſt's nicht überall, und da, wo man nicht nur eckeler⸗ 
regenden Scenen, ſondern auch der Gefahr ausgeſetzt iſt, von den 
Beſuchen der Armen Ungeziefer und anſteckende Krankheiten zu er⸗ 
halten — ich habe darin Erfahrungen gemacht — gewinnt man 


nicht ſoviel Männer, wie in Elberfeld, die bereit find, das jchwere 
Amt eines Armenpflegers zu übernehmen und zu verſehen. Ich kann 
Sie nur dringend bitten, daß Sie den von Herrn Seyffardt einge 


brachten Antrag nicht annehmen. Schließen Sie ſich unſerer Reſolu- 


tion an, ſo iſt damit nicht geſagt, daß Arbeitshäuſer in jedem Fall 
nothwendig ſind, ſondern nur dann, wenn es keine anderen Mittel 
zur Feſtſtellung der Hilfsbedürftigkeit und zur Controle der Ar— 
men gibt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Nach der tiroliſchen Gemeinde⸗s e 1 Pfarrer als 
Vertreter des eee ee e zu. 
Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 16. Juni 
1872, 3. 8048 den Recurs der Gemeinde K. gegen die Statthalterei 
entſcheidung vom 17. April 1872, womit über Berufung der Ge- 
meinde K. das dem Pfarrer von K. zwei Wahlſtimmen zur Ge— 
meindewahl (eine Stimme in ſeiner Eigenſchaft als Pfarrer, die 
andere in der Eigenſchaft als Vertreter des Kirchenvermögens) zu— 
ſprechende Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft vom 29. März 
1872 im Hinblick auf § 17 der G. W. O. ) als endgiltig erklärt 
worden iſt, zurückgewieſen und die angefochtene Statthaltereient⸗ 
ſcheidung jedoch nur mit der Beſchränkung aufrecht erhalten, daß das 
bezirkshauptmannſchaftliche Erkenntniß für die im Zuge befindliche 
Wahl endgiltig ſei; zugleich aber die Statthalterei angewieſen, über den 
Recurs der Gemeinde eine meritale Entſcheidung zu fällen, die wenn— 
gleich nicht für den gegenwärtigen, ſo doch für künftige Fälle von 
Bedeutung ſein konne *). 

Auf Grund dieſer Miniſterialentſcheidung hat die Statthalterei 
dem Bezirkshauptmann in K. Folgendes eröffnet: 

„Die Entſcheidung des Bezirkshauptmannes vom 29. März 
1872, 3. 1710, zufolge welcher dem Pfarrer von K. zwei Wahl⸗ 
ſtimmen und zwar Eine als Seelſorger und die zweite als Vertreter 
des Kirchenvermögens zugeſprochen wurden, wird inſoweit dieſelbe 
principieller Natur iſt und daher auch für eine zukünftige Wahl An⸗ 
wendung finden könnte, aufgehoben und zwar aus dem Grunde, weil 
a) von einem Wahlrechte der Vertretung des Kirchenvermögens keine 
Rede ſein kann, indem das Kirchenvermögen als ſolches weder als 
eine inländiſche Corporation oder Stiftung, noch als ein Verein 
oder eine Anſtalt angeſehen werden kann und daher im Sinne der 
§§ 1 und 6 G. W. O. nicht wahlberechtigt erſcheint und weil b) für 
die Ausübung des Gemeindewahlrechtes nicht die Diöceſan-Vorſchriften 
über Verwaltung des Kirchenvermögens ***), ſondern nur die Beſtim⸗ 
mungen der Gemeindeordnung maßgebend find". 

Dieſe Entſcheidung wurde u. A. mit Nachſtehendem moti- 
virt: Im letzten Abſatze zu Ss 1 G. W. O. werden den wahlbe— 
rechtigten einzelnen Gemeindegliedern beigezählt: inländiſche Corpo— 
rationen, Stiftungen, Vereine und Anſtalten. Der § 6 der G. W. 
O. beſtimme, wer das Wahlrecht auszuüben habe. Dieſe beiden 
Geſetzesbeſtimmungen, nämlich Schlußabſatz des § 1 und § 6 G. W. O., 
decken ſich aber nicht vollſtändig, indem der § 6 nur von Corpora⸗ 


tionen und Vereinen, nicht aber auch von den im § 1 erwähnten 


Stiftungen und Anſtalten ſpricht, dann aber noch „Geſellſchaften“ 
anführt, die wieder im $ 1 der G. W. O. nicht erwähnt find. 
Man müſſe daher, um dieſe beiden Geſetzesſtellen mit einander in 
Einklang zu bringen annehmen, daß Stiftungen und Anſtalten nur 
dann ein Wahlrecht ausüben können, wenn ſie einer Corporation, 
einem Vereine oder einer Geſellſchaft gehören und daß ſie dieſes 
Wahlrecht dann durch diejenigen Perſonen auszuüben haben, welche 
dieſe juridiſche Perſon nach den beſtehenden geſetzlichen oder geſell— 


) Die Citate beziehen ſich auf die Gemeindewahlordnung für Tirol vom 
9. Zänner 1866. a 

„ Dieje Entſcheidung iſt mitgetheilt in Nr. 41 S. 163 des Jahrganges 
1872 dieſer Zeitſchrift. 

„) Nach diesfälligen Anordnungen vom Jahre 1860 erſcheint der Pfarrer 
als der Vertreter des Kirchenvermögens. Mit ausdrücklicher Berufung hierauf hat 
der Pfarrer von K. für die Vertretung des Kirchenvermogens eine zweite Wahlftimme 
in Anſpruch genommen. 
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ſchaftlichen Beſtimmungen nach außen zu vertreten haben oder durch 
einen Bevollmächtigten. Es könne daher immerhin für geiſtliche Stif⸗ 
tungen, welche zum Vermögen einer beſtimmten Kirche gehören, ein 
Wahlrecht ausgeübt werden, wenn ſie eben einer Corporation, z. B. 
einer beſtimmten Kirchengemeinde angehören; dann ſei es aber die 
Corporation die Kirchengemeinde, welcher für die ihr gehörige Stif- 
tung ein Wahlrecht zukommt. Die Kirchengemeinde ſei nach beſtehen— 
den ſtaatlichen Anordnungen und zu Recht beſtehendem Uſus dort, 
wo ſie mit der politiſchen Ortsgemeinde zuſammenfalle, von dem Ge— 
meinde⸗Ausſchuſfe und Vorſtande zu vertreten und wo dies nicht der 
Fall ſei, habe man es mit der Geſammtheit der Eingepfarrten zu 
thun, daher für eine geiſtliche Stiftung die betreffende Kirchengemeinde 
das Wahlrecht auszuüben und zwar, wenn ſie mit der Ortsgemeinde 
zuſammenfällt, durch ihren Vorſteher, ſonſt durch einen Bevollmäch— 
tigten.“ 

Der vom Pfarrer in K. gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung, 
daß ihm die Ausübung des Gemeindewahlrechtes in Vertretung des 
Kirchenvermögens nicht zuſtehe, eingebrachten Miniſterialbeſchwerde 
hat das Miniſterium des Innern unterm 1. November 1873, Zahl 
15442 keine Folge gegeben. r. 


Die Bewilligung zur Affigirung von Druckſchriften im Sinne des 
F 23 P. G. iſt von der landesfuͤrſtlichen Sicherheitsbehörde zu er⸗ 
theilen. Ein Nechtsirrthum bildet auch bei Ordnungsübertretungen 

des P. G. einen Entſchuldigungsgrund nach § 2 lit. e Strafgeſetz. 


Der Prieſter N. in T. hatte nach Anfrage bei dem Biürger- 
meiſter des Ortes eine Proclamation des conſervativen Wahlcomite, 
welche ihm, nachdem dieſelbe auch in öffentlichen Blättern abgedruckt 
worden war. zugeſendet wurde, an einer in die Augen fallenden 
Stelle zur Kenntnißnahme des Publicums affigirt. Ueber Auftrag des 
Bezirkshauptmannes wurde das Plakat abgenommen, jedoch hierauf 
neuerdings von dem Prieſter N. affigirt, jedoch in der Weiſe, daß 
ein Theil desſelben nicht ſichtbar war, nachdem der zur Ueberwachung 
abgeſendete Gendarm ſich geäußert, daß gegen die Affigirung in dieſer 
Weiſe der k. k. Bezirkshauptmann wohl nichts einzuwenden habe. 

Ueber erfolgte Strafanzeige wurde Prieſter N. in erſter Inſtanz 
in Erwägung, daß im § 23 St. G. nur von der Sicherheitsbehörde 
im Allgemeinen ohne den Beiſatz „landesfürſtliche“ die Rede iſt und 
in Anbetracht, daß der Angeklagte jedenfalls in thatſächlichem Irrthum 
über die Zuſtändigkeit der Ortsbehörde ſich befand, ein freiſprechendes 
Urtheil gefällt. 

Das tirol.⸗vorarlb. Oberlandesgericht war anderer Anſicht und 
hielt dafür, daß ein Rechtsirrthum bei einer Ordnungsübertretung 
nicht zur Entſchuldigung dienen könne. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte jedoch mit Entſcheidung 
vom 3. Marz 1874, 3. 1791 den Ausſpruch des erſten Richters 
in Erwägung, daß, wenn der Angeklagte zur erſten Affigirung des 
Plakates ſich die Bewilligung des Bürgermeiſters vorerſt einholte und 
das zweite Mal dasſelbe mit Einwilligung des eigens zur Verhin⸗ 
derung des Anſchlages des conſervativen Wahlproclames abgeſendeten 
Gendarmen in der von ihm unbedenklich erachteten Form affigirt 
wurde, dem Angeklagten wohl im Sinne des 8 2 lit. e St. G. 
wenn die Handlung auch an und für ſich ſtrafbar war, der Irrthum 
vermöge welchem er dieſe Strafbarkeit nicht erkennen konnte, zugute 
gerechnet werden muß, indem es Sache des Bürgermeiſters, welcher 
jedenfalls das Organ der öffentlichen Sicherheit im Orte iſt, ge⸗ 
N wäre, ihn aufzuklären, daß er die nachgeſuchte Bewilligung zu 
ertheilen gar nicht das Recht habe und ihn an die Bezirkshaupt. 
mannſchaft hätte verweiſen ſollen. Ger.⸗Ztg. 


| 


Abweiſung der auf Zahlung einer genoſſenſchaftlichen Aufnahme- 
gebühr gerichteten Klage wegen Incompetenz des Nichters zur Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob Verklagter Mitglied der Genoſſenfchaft fei. 


Die in Innsbruck beſtandene Wirthsinnung hat ſich auf Grund 
der von der k. k. Statthalterei unterm 12. December 1873, Nr. 19.155 
genehmigten Statuten zu einer Genoſſenſchaft im Sinne des $ 108 
Gew. Ord. conſtituirt und zählt nach § 2 dieſer Statuten zu ihren 
Mitgliedern: a) die bisherigen Mitglieder der Wirthsinnung und 


b) Diejenigen, welche vermöge der vor Wirkſamkeit der Gewerbe: 
ordnung vom 20. December 1859 beſtandenen Vorſchriften oder 
auf Grund der Gewerbeordnung von der competenten Behörde die 
Bewilligung zur Ausübung eines Schankgewerbes von was immer 
für einer Gattung erwirkt haben und dieſes Gewerbe auch ausüben. 
Nach § 3 jener Statuten hat jedes der sub $ 2 lit. b bezeichneten 
Mitglieder eine Aufnahmsgebühr nach der von der Vorſtehung zu ent⸗ 
ſcheidenden Kategorie mit 5 fl., 3 fl. oder 1 fl. an die Genoſſen⸗ 
ſchaftscaſſe zu entrichten. Nun gibt es mehrere Gaſt- und Schank⸗ 
wirthe in Innsbruck, welche in die gedachte Genoſſenſchaft nicht ein 
treten wollen und daher ſich auch weigern, die erwähnte Aufnahms⸗ 
tare zu zahlen. Der Innungsvorſtand wendete ſich deßhalb an die 
politiſche Behörde, allein ſowohl der Magiſtrat als im Recurs die 
k. k. Statthalterei haben die executive Einbringung jener Taxen ab⸗ 
gelehnt. In Folge deſſen wurde nun behufs Realiſirung dieſer Rück— 
ftände der Civilrechtsweg gegen die Renitenten betreten und zwar 
vorerſt gegen den Gaſtwirth J. B. peto. 1 fl 

Der Bagatellrichter (Entſcheidung des k. k. ſtädt. del. Bezirks⸗ 
gerichtes Innsbruck als Bagatellgericht vom 14. Februar 1874, 
Z. 1224) hat aber das Klagsbegehren: „Der Geklagte J. B. ſei 
kei ſonſtiger Execution ſchuldig, der Genoſſenſchaft der Gaſt- und 
Schankwirthe in Innsbruck die gemäß §§ 2 und 3 der bezüglichen 
mit Statthalterei⸗Erlaß vom 12. December 1872, Nr. 19.155 ges 
nehmigten Statuten auf ihn als Genoſſenſchaftsmitglied entfallende 
eingeklagte Aufnahms⸗, reſp. Eintrittsgebühr pr. 1 fl. ö. W. binnen 
acht Tagen zu bezahlen“ abgewieſen aus folgenden Gründen: „Kläger 
fordert vom Geklagten J. B., weil dieſer als Gaſtwirth hier nach 
$ 2 der von der k. k. Statthalterei unterm 12. December 1872, 
Nr. 19.155 genehmigten Statuten Mitglied der Genoſſenſchaft der 
hieſigen Gaſt⸗ und Schankwirthe ſei, die Bezahlung der nach § 3 
jener Statuten auf J. B. entfallenden Eintrittötare pr. 1 fl. Der 
§ 2 gedachter Statuten lautet: „Mitglieder dieſer Genoſſenſchaft 
find: a) die bie herigen Mitglieder der Wirthsinnung, b) diejenigen, 
welche auf Grund der vor Wirkſamkeit der Gewerbeordnung vom 
20. December 1859 beſtandenen Vorſchriften oder auf Grund dieſer 
Gewerbeordnung von der competenten Behörde die Bewilligung zur 
Ausübung eines Schankgewerbes von was immer für einer Gattung 
erwirkt haben und dieſes Gewerbe auch ausüben. Der bloße Beſitz 
oder die unbefugte Ausübung eines Schankgewerbes berechtigt noch 
nicht zur Mitgliedſchaft der Genoſſenſchaft; es find jedoch ſowohl jene, 
welche ein Schankgewerbe ſchon dermalen betreiben, ohne der Wirths⸗ 
innung einverleibt zu fein, als auch jene, welche in Zukunft die Bewilli⸗ 
gung zur Ausübung eines Schankgewerbes erlangen, und zwar letztere 
beim Eintritt des Gewerbes, erſtere aber ſogleich verpflichtet, als Mitglieder 
der Genoſſenſchaft beizutreten und dieſelben haben die damit verbundenen 
Verpflichtungen zu erfüllen“. Und der oberwähnte § 3 der Statuten be— 
ſtimmt:, Jedes der sub $ 2 Hit. b beitretenden Mitglieder hat eine Aufz 
nahmstaxe nach der von der Vorſtehung zu entſcheidenden Kategorie 
mit 5 fl., 3 fl. oder 1 fl. an die Genoſſenſchaftscaſſe zu entrichten“. 
Der Geklagte gibt zu, daß er eine Gaſtwirthſchaft hier ausübe, erhebt 
jedoch die Einwendung, daß er von der Wirthsinnung ſchon länger 
ausgetreten ſei und der gegenwärtigen „Genoſſenſchaft der Gaſtwirthe 
in Innsbruck“, wie ſelbe auf Grund der von der k. k. Statthalterei 
unterm 12. December 1872 genehmigten Statuten ſich conſtituirt 
habe, gleich mehreren anderen hieſigen Wirthen nie angehören wollte; 
er ſei alſo kein Mitglied der fraglichen Genoſſenſchaft und deren Sta— 
tuten berühren ihn nicht; er ſei mithin auch zur Zahlung einer Ein— 
trittötare nicht verpflichtet; überdies erſcheine das Gericht in dieſer 
Adminiſtrativſache völlig incompetent. Hierauf entgegnete der Kläger: 
Der Geklagte J. B. ſei in der von ihm zugeſtandenen Eigenſchaft 
als Gaſtwirth nach § 2 obiger Statuten, ſohin de lege Mitglied 
der Genoſſenſchaft und es handle ſich nicht darum, ob er freiwillig 
ihr angehören wolle, ſondern er erſcheine „verpflichtet, als Mitglied 
beizutreten und die nach § 3 der Statuten bemeſſene Aufnahmsge⸗ 
bühr pr. 1 fl. zu entrichten“. Was die Incompetenzeinwendung an⸗ 
belangt, ſo bemerkt Kläger: er habe ſich wegen Hereinbringung der 
fraglichen Eintrittstaxe bereits an die Adminiſtratirbehörden gewendet, 
jedoch vom Magiſtrate unterm 28. April v. J., 3. 1638 und auf 
Recurs unterm 22. Setpember v. J., Z. 4606 auch von der k. k. 
Statthalterei einen abweislichen Beſcheid erhalten; es erübrigte ihm 
daher nichts anderes, als behufs Eintreibung jener ausſtändigen Taxen 
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endlich den Civilrechtsweg gegen die renitenten Genoſſenſchaftsmit⸗ 
glieder zu betreten. Der § 123 Gewerbeordnung (kaiſ. Patent vom 
20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227) ſage übrigens nur, daß 
ſolche Umlagen im Verwaltungswege eingetrieben werden „Dürfen“ 
und daher der Civilrechtsweg auch nicht ausgeſchloſſen erſcheine. Gleich— 
wohl hielt der Richter ſich zur Entſcheidung in dieſer Sache für 
incompetent und zwar nach folgender Erwägung: Streitig iſt hier 
nur die Frage, ob der Geklagte J. B. ungeachtet ſeiner Weigerung 
zum Beitritte dennoch Mitglied der „Genoſſenſchaft“ ſein müſſe, ob 
alſo ein Genoſſenſchaftszwang platzgreife. Darüber hat keines— 
falls der Civilrichter, ſondern die polttiſche Behörde zu urtheilen. Der 
$ 18 der vorgelegten Statuten vom 12. December 1872 ſagt ſelbſt: 
„Die Streitigkeiten über innere Genoſſenſchaftsangelegenheiten gehören 
ausſchließlich auf den Verwaltungsweg; ein Rechtsſtreit findet dar- 
über nicht ſtatt“ Zu den inneren Angelegenheiten einer Corporation 
iſt aber vor Allem die Frage und Entſcheidung zu zählen, wer Mit⸗ 
glied der Genoſſenſchaft jet? Nachdem nun im erwähnten § 18 der 
eigenen Statuten der Wirthsinnung ein Rechtsſtreit über innere Ge- 
noſſenſchaftsangelegenheiten unzuläſſig erklärt wird, und nachdem noth⸗ 
wendig zuerſt die Mitgliedſchaft des Geklagten J. B. feſtgeſtellt ſein 
ſollte, ehevor man von ihm die Aufnahmstaxe forderte, ſo mußte der 
Civilrichter — für welchen die vom Kläger citirten abſchlägigen Be⸗ 
ſcheide des Magiſtrates vom 28. April 1870, 3. 1638 und der 
k. k. Statthalterei vom 22. September v. J., 3. 4606 wegen Ein- 
treibung dieſer Taxen nicht maßgebend ſein können — ſich für in⸗ 


competent erachten und die Klage abweiſen.“ Ger.⸗Ztg. 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben dem Finanzrathe und Vorſtands⸗Stellvertreter des 
Fach⸗Rechnungsdepartements für Zoll- und Verzehrungsſteuer im Finanzminiſterium 
Stanislaus Filipowsoki anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗ 
Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeftät haben dem mit Titel und Charakter eines a. o. Geſandten 
bekleideten Freiherrn Albin v. Vetſera anläßlich deſſen Penſionirung die A. h. Zu⸗ 
friedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Finanzminiſterium Anton 
Meißner den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes und den Rechnungs⸗ 
revidenten im Finanzminiſterium Sofepp Simper und Karl Theodor Mayer den 
Titel und Charakter von Rechnungsräthen und zwar Allen tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Controlor des Hofzahlamtes kaiſ. Rat e Joſeph 
Linkh den Orden der eifernen Krone dritter Claſſe tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hof- und Miniſtertalſeeretär im Miniſterium des 
Aeußern Cajetan Cerri das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Finanzminiſter hat zu Finanzräthen bei der Steueradminiſtration in 
Wien ernannt: die Finanzſecretäre Wilhelm Janka und Joſeph Nafz, dann die 
Steuer⸗Oberinſpectoren Eduard Bayer und Johann Hu ſchka; ferner zu Steuer⸗ 
Oberinſpectoren daſelbſt: den Steuer-Oberinſpector Karl Swoboda, den Finanz- 
commiſſär Karl Wenz und den Steuerinſpector Aurelius Sterz. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Franz Großwald zum Ober: 
rechnungsrath im Finanzmimiſterium, ferner den mit Titel und Charakter eines 
Rechnungsrathes bekleideten Rechnungsrevidenten Friedrich Jag g; und die Rech⸗ 
nungsrevidenten Anton Riba, Leopold Pfeiffer, Johann Schaffelhofer, 
Hugo Noväg und Johann Rimsky zu Rechnungsräthen im Finanzminiſterium 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath in Linz Johann Danner zum 
Oberrechnungsrathe und Vorſtande des Rechuungsdepartements der dortigen Finanz⸗ 
direction ernannt und die hiedurch erledigte Rechnungsrathsſtelle dem Rechnnngs— 
rathe im Finanzminiſtertum Heinrich Bucht ſchek verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die Miniſterialconcipſſten Dr. Karl Stein lechner 
und Dr. Wenzel Nejedly, den Steuer-Oberinſpector Anguſt Neuwirth und den 
Miniſterialconcipiſten Dr. Auguſt Herrmann zu Miniſterial-Viceſeeretären im 
Finanzminiſtertum ernannt. 


Erledigungen. 

Poſtofficialsſtelle mit 900 fl. für Nied. Oeſterr. gegen Caution, bis 25. April. 
(Amtsblatt Nr. 69.) 

Baurathsſtelle bei der dalmat. Statthalterei mit der ſtebenten Rangsclaſſe, 
bis Ende April. (Amtsblatt Nr. 69.) 

Mappenarchivs⸗Direcrorsſtelle in der achten Rangsclaſſe, bei der nied. öſterr. 
Finanz⸗Landesdirection bis 10. April. (Amtsblatt Nr. 69.) 

Sechs Militär- Bau-Verwaltungs⸗Acceſſiſtenſtellen mit je 600 fl. Gehalt und 
Quartiergeld, bis 15. April. (Amtsblatt Nr. 70.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in Steiermark, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 71.) 

Archivarsſtelle beim k. k. Lottoamte in Brünn in der neunten Rangsclaſſe 
eventuell eine Lotto⸗Oberamtsofficialsſtelle bei einem der k. k. Lottoämter in derſelben 
Rangsclaſſe, bis 21. April. (Amtsblatt Nr. 72.) 

Wirthſchaftsadfunctenſtelle beim k. k. Staatsgeſtüte in Radautz in der zehnten 
Rangeclaſſe mit 900 fl. Gehalt, halber Activitätszulage und Naturalwohnung nebſt 
Deputat, bis 15. April. (Amtsblatt Nr. 72.) 
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